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Reichs-Geſetzblatt. 


M6. 


Inhalt: Verordnung, betreffend die Kautionen der Beamten und Unterbeamten der Reichs-Poſt- und Tele 
z graphenverwaltung und der Reichsdruckerei S. 35. 


(Nr. 1491.) Verordnung, betreffend die Kautionen der Beamten und Unterbeamten der 
Reichs ⸗Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung und der Reichsdruckerei. Vom 
18. April 1883. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen 2. 
verordnen im Namen des Reichs auf Grund der $$. 3, 7 und 16 des Geſetzes 


vom 2. Juni 1869, betreffend die Kautionen der Bundesbeamten (Bundes ⸗Geſetzbl. 
S. 161), nach Einvernehmen mit dem Bundesrath, was folgt: 


Artikel 1. 
Zur Kautionsleiſtung ſind die nachſtehenden Beamtenklaſſen verpflichtet: 


J. Im Bereiche der Poſt- und Telegraphenverwaltung: 

a) die bei der General⸗Poſtkaſſe, den Ober-Poſtkaſſen und den Poſtanſtalten 
angeſtellten oder beſchäftigten Beamten und Unterbeamten, einſchließlich 
der im Vertragsverhältniß ſtehenden Unterbeamten und die Vorſteher 
der Telegraphenämter 

b) die übrigen im Reichs⸗Poſt⸗ und Telegraphendienſte angeſtellten oder 
beſchäftigten Beamten und Unterbeamten, ſofern denſelben die Annahme, 
die Aufbewahrung oder die Beförderung von Geld, Materialien oder 
ſonſtigen geldwerthen Gegenſtänden obliegt; 

e) die Führer von Poſtdampfſchiffen. 

I. Im Bereiche der Verwaltung der Reichsdruckerei: 
der Rendant, die Betriebsinſpektoren und diejenigen Beamten und 
Unterbeamten, denen die Verwaltung oder Aufbewahrung von Geld, 
Materialien oder ſonſtigen geldwerthen Gegenſtänden obliegt. 
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Artikel 2. 


Die Höhe der von den vorbezeichneten Beamtenklaſſen zu leiſtenden 
Kautionen beträgt: 


J. Im Bereiche der Poſt- und Telegraphen verwaltung: 
1. für den Direktor des Poſt⸗Zeitungsamts und die Rendanten der 
General⸗Poſtkaſſe und der Ober⸗Poſtkaſſe n 9 000 Mark, 

2. für Kontrolör und Kaſſirer des Poſt⸗Zeitungsamts, 

für Kaſſirer der General-Poſtkaſſe und der Ober 

Poſtkaſſen, den Direktor des Poſt⸗Zeugamts und 


Führer von Poſt⸗Dampfſchiffe n. 3000 + 
3. für den Vorſteher der Telegraphen⸗Apparatwerkſtatt 

des Retz Post eeit ggg 1500 
4. für Buchhalter der General-Poſtkaſſe und der Ober- 

Poſſfaſſen . , Ve 2400 
5. für Vorſteher von Poſtämtern 1. größeren Umfangs 

oder von Bahn⸗Poſtämtern größeren Umfangs 9 000 
6. für Vorſteher von Poſtämtern I. mittleren Umfangs 

oder von Bahn⸗Poſtämtern mittleren Umfangs 3000 


7. für Vorſteher von Poſtämtern 1. geringeren uAmfangs.. 1800 
8. für Vorſteher von Telegraphenämtern größeren uAmfangs 3 000 
9. für Vorſteher von Telegraphenämtern mittleren Umfangs 2 100 
0. für Vorſteher von Telegraphenämtern geringeren Umfangs 1 500 
1. für Kaſſirer bei Poſt⸗ oder Telegraphenämtern 2400 
12. für Bewerber aus der Zahl verſorgungsberechtigter 

Offiziere um Anſtellung als Vorſteher eines Poſtamts 1. 


während des Vorbereitungs- und Probedienftes..... 900 
13. für Vorſteher von Poſtämtern Iii... 1500 » 
14. für Vorſteher von Poſtämtern III. bis 900 
15. für Ober⸗Poſtſekretäre und Poſtſekretäree nw 1590 
16. für Ober ⸗Telegraphenſekretäre und Telegraphenſekretäre 900 
17. für Poſtpraktikanten und Poſtelev enn. 900 


18. für Büreauaſſiſtenten, Ober⸗Poſtaſſiſtenten, Ober⸗Tele⸗ 
graphenaſſiſtenten, Poſtaſſiſtenten „Telegraphenaſſiſtenten 


und Telegraphenmechanikee nnn. 600 
19. für Poſtanwärter, Telegraphenanwärter und Poſtgehülfen 300 
20 für Poſtagentnn SET bis 200 


21. für Unterbeamte leinſchließlich der im Vertragsverhältniß 
ſtehenden) „ e EBEN EINE bis 600 


RL 
II. Im Bereiche der Verwaltung der Reichsdruckerei: 


%% en ·—· 9 000 Mark, 

e 600 „ 

3. für die übrigen Beamten. bis 3 000 

A Une ne, bis 600 
Artikel 3. 


Die Eintheilung der Poſtämter, Bahn⸗Poſtämter und Telegraphenämter 
(Artikel 2 unter I, 5 bis 10) „ſowie die Beſtimmung der Höhe der nach Artikel 2 
unter I, 14, 20 und 21 und II, 3 und 4 zu beftellenden Kautionen erfolgt durch 
das Reichs⸗Poſtamt. 

Artikel 4. 


Beamten und Unterbeamten, welche bei der Aufnahme in den Reichsdienſt 
oder bei dem Einrücken in eine mit Kautionspflicht verbundene Dienſtſtellung die 
erforderliche Kaution auf einmal zu befchaffen außer Stande ſind, kann von dem 
Reichs⸗Poſtamt beziehungsweiſe der von dieſem dazu ermächtigten Dienſtbehörde 
ausnahmsweiſe geſtattet werden, die Beſchaffung der Kaution nachträglich durch 
Anſammlung von Gehaltsabzügen zu bewirken. Dieſe Abzüge dürfen bei Beamten 
nicht weniger als 150 Mark jährlich, bei Unterbeamten nicht weniger als 3 Mark 
monatlich betragen. 

Ohne dieſe Beſchränkung kann Telegraphenbeamten, welche in Folge der 
Vereinigung des Telegraphenweſens mit der Poſtverwaltung eine mit Kautions⸗ 
pflicht, beziehentlich mit höherer Kautionspflicht verbundene Dienſtſtellung erhalten 
und die für dieſe Stellung erforderliche Kaution auf einmal zu beſchaffen außer 
Stande ſind, von den Ober⸗Poſtdirektionen die nachträgliche Beſchaffung der 
Kaution durch Anſammlung von angemeſſenen Gehaltsabzügen geſtattet werden. 

Auf Beamte, welche an der Verwaltung der General-Poſtkaſſe oder einer 
Ober⸗Poſtkaſſe theilnehmen, oder die Vorſteherſtelle eines Poſtamts I, eines Bahn⸗ 
Poſtamts oder eines Telegraphenamts bekleiden, ſowie auf die Beamten der Reichs⸗ 
druckerei findet die Beſtimmung des erſten Abſatzes keine Anwendung. 


Artikel 5. 
Beamte, welche in dem im H. 16 Satz 2 des erwähnten Geſetzes bezeichneten 
Falle ſich befinden, haben den durch die Gehaltserhöhung ihnen zufließenden Mehr⸗ 
betrag des Gehalts ganz zur Anſammlung der Kaution zu verwenden. Das 
Reichs⸗Poſtamt iſt jedoch ermächtigt, bei Beamten, welche in beſchränkten Ver⸗ 
mögensverhältniſſen ſich befinden, auf deren Antrag die Gehaltsabzüge bis auf 
die Hälfte des Betrages der Gehaltserhöhung zu ermäßigen. 
Artikel 6. 
Die Anſammlung und Aufbewahrung der Gehaltsabzüge (Artikel 4 und 5) 
geſchieht bei derjenigen Kaffe, welcher die Aufbewahrung der vollen Kaution 
obliegt. 
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Artikel 7. 


Diejenigen Telegraphenbeamten, welche vor dem 1. Oktober 1882 angeſtellt 
ſind und bei Poſtanſtalten beſchäftigt werden, können von der Hinterlegung der 
Kaution entbunden werden, ſo lange ſie in ihrer Dienſtſtellung mit der Annahme, 
der Aufbewahrung oder der Beförderung von Geld, Materialien oder ſonſtigen 
geldwerthen Gegenſtänden thatſächlich keine Befaſſung haben. 


Artikel 8. 


Die auf das Kautionsweſen der Poſt⸗ und Telegraphenbeamten bezüglichen 
Beſtimmungen in der Verordnung vom 29. Juni 1869 (Bundes⸗Geſetzbl. S. 285), 
ſowie die Verordnungen vom 14. Juli 1871 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 316), vom 
12. Juli 1873 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 298), vom 3. April 1876 (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 161) und vom 6. April 1881 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 91) find aufgehoben. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Wiesbaden, den 18. April 1883. 


(L. S.) Wilhelm. 
Scholz. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


